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Entgeltgruppe 9c: 
Besonders verantwortungs-
volle Tätigkeit

Nach Auffassung des LAG (Urt. v. 15.4.2026 – 
5 SLa 143/25, rk.) setzt dieses tarifliche Merk-
mal voraus, dass die Verantwortung deutlich über 
die bereits in der Entgeltgruppe 9b (TV-L: Ent-
geltgruppe 9b Fallgruppe 2/3) angelegte Nor-
malverantwortung hinausgeht. Es müsse eine 
hierarchisch herausgehobene Stellung vorliegen, 
z. B. durch Personalführung, Budgetbefugnisse 
oder Reputationsverantwortung. I. d. R. liegt da-
rin eine fehlende Korrigierbarkeit für den Arbeit-
geber und er muss sich daher auf die gewissen-
hafte und verantwortungsbewusste Aufgaben-
erledigung verlassen können (BAG, Urt. v. 
21.1.2015 – 4 AZR 253/13).

Bedeutung für den vorliegenden Fall: Die Ent-
scheidung über existenzsichernde Leistungen im 
Bereich Grundsicherung sei zwar verantwor-
tungsvoll, gehöre aber typischerweise zum Auf-
gabenbereich qualifizierter Sozialhilfesachbear
beiter und rechtfertige deshalb für sich genom-
men keine tarifliche Heraushebung.

Stufenzuordnung  
und „schädliche 
Unterbrechung“
Der Kläger war bis zum 30.4.2023 beim beklag-
ten Land als Lehrer beschäftigt und zuletzt der 
Entgeltgruppe 12 Stufe 3 zugeordnet. Erst zum 
23.11.2023 wurde er erneut befristet eingestellt 
und das Land ordnete ihn dabei lediglich der 
Stufe 1 in der Entgeltgruppe 12 zu. Der Kläger 
machte geltend, seine mehrjährige Berufserfah-
rung beim selben Arbeitgeber müsse berück-
sichtigt werden. Zudem verwies er auf einen er-
heblichen Lehrkräftemangel und meinte, das Land 
müsse auch vor diesem Hintergrund die Berufs-
erfahrung für die Zuordnung zu einer höheren 
Stufe heranziehen.

Sowohl das ArbG Stralsund als auch das LAG 
Mecklenburg-Vorpommern (Urt. v. 24.2.2026 – 
2 SLa 114/25; rk.) sahen dies anders. Maßgeb-
lich sei § 16 Abs. 2 TV-L in Verbindung mit der 
Protokollerklärung Nr. 3. Danach könne einschlä-
gige Berufserfahrung aus einem früheren Arbeits-
verhältnis nur dann berücksichtigt werden, wenn 
zwischen dem Ende des alten und dem Beginn 
des neuen Arbeitsverhältnisses höchstens sechs 

Monate lägen. Hier betrug die Unterbrechung 
mehr als sechs Monate, sodass die Vorbeschäf-
tigungszeiten nicht anrechenbar gewesen seien. 

Auch einen Verstoß gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz verneinte das Gericht. Die tarif-
liche Sechs-Monats-Regel gelte nach der Recht-
sprechung des BAG für alle Vorbeschäftigungen 
beim selben wie bei einem anderen Arbeitgeber 
– damit scheide eine Ungleichbehandlung aus.

Blieb noch die Frage nach dem Anspruch auf 
eine Stufenvorweggewährung. Nach § 16 Abs. 5 
TV-L kann Beschäftigten zur Personalgewinnung 
ein höheres Entgelt mittels Zulage vorweg ge-
währt werden. Dies setze jedoch voraus, dass 
die Einstellung tatsächlich zur Deckung eines 
besonderen Personalbedarfs erfolgte und ohne 
diese Zulage andernfalls nicht möglich wäre. Der 
Kläger hatte seine Tätigkeit hier auch ohne Zu-
sicherung einer höheren Stufe aufgenommen. 
Eine Schwierigkeit zur Personalgewinnung habe 
also nicht vorgelegen. Zudem eröffne § 16 Abs. 5 
TV-L lediglich ein Ermessen des Arbeitgebers; 
ein individueller Anspruch bestehe nur bei einer 
Ermessensreduzierung auf null und eine solche 
Reduzierung lag hier nicht vor.

Korrigierende 
Rückgruppierung
Das LAG Köln (Urt. v. 26.3.2026 – 6 SLa 496/25; 
rk.) entschied zu einer sog. korrigierenden Rück-
gruppierung einer Lehrkraft von Entgeltgruppe 12 
in Entgeltgruppe 11. Die Klägerin war seit 2008 
als Lehrkraft für Sport und Englisch beim Land 
Nordrhein-Westfalen beschäftigt und wurde seit 
Ende 2008 nach der Entgeltgruppe 12 vergütet. 
Im Jahr 2025 stellte das Land fest, dass die Vo-
raussetzungen für diese Eingruppierung nie vor-
gelegen hatten, nahm eine Rückgruppierung vor 
und forderte für die letzten sechs Monate über-
zahlte Vergütung zurück.

§ 12 TV-L regelt über die sog. Tarifautomatik, 
dass die tarifrechtlichen Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen, um in eine bestimmte Entgeltgruppe 
eingruppiert zu werden. Fehlt es daran, kann die 
fehlerhaft vorgenommene Eingruppierung kor-
rigiert werden.

Auch die Angabe der Entgeltgruppe im Arbeits-
vertrag ist nur deklaratorisch, soweit im Vertrag 
ausdrücklich über die Bezugnahmeklausel auf 
die Geltung des Tarifvertrags verwiesen wird. 

Das Gericht sah keinen Anspruch auf Vergütung 
aus der Entgeltgruppe 12. Die Klägerin war als 
sogenannte „Nichterfüllerin“ einzuordnen, da 
ihr sowohl ein zweites Lehramtsfach als auch 
das Referendariat mit Zweitem Staatsexamen 
zur Übernahme in ein Beamtenverhältnis fehl-
ten. Und für eine Eingruppierung nach Abschnitt 2 
Nr. 2 TV EntgO-L wäre eine „wissenschaftliche 
Hochschulbildung“ erforderlich gewesen. Diese 
setzt nach der tariflichen Protokollerklärung eine 
Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semes-
tern ohne Prüfungssemester voraus. Das von der 
Klägerin abgeschlossene Diplomstudium an der 
Deutschen Sporthochschule Köln sah jedoch sie-
ben Semester einschließlich Diplomprüfung und 
Diplomarbeit vor. Maßgeblich sei allein die Stu-
dienordnung der Hochschule, an der der Ab-
schluss erworben wurde; zuvor absolvierte Se-
mester an einer anderen Universität seien unbe-
achtlich. Daher erfüllte die Klägerin lediglich die 
Voraussetzungen der Entgeltgruppe 11. 

Ein weitergehender Vertrauensschutzgesichts-
punkte bestehe – so das Gericht – auch nach 
langjähriger Beschäftigung nicht. 
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